
Aufruf einer Konferenz von Vertretern der Verbandsvorstände der Gewerkschaften 
Deutschlands am 13. und 14. Mai 1919 in Berlin an die organisierten Arbeiter aller Länder 

zum Protest gegen die Friedensbedingungen der Entente 
 
 

 

   Arbeiter! Genossen! 

Die am 13. und 14. Mai in Berlin versammelten Vorstände der Gewerkschaften 
Deutschlands haben mit Abscheu Kenntnis genommen von der brutalen Erdrosselung des 
deutschen Volkes, die der Imperialismus der Westmächte durch seine jetzt bekanntgegebenen 
„Friedens“bedingungen herbeizuführen entschlossen ist. 

Die deutschen Gewerkschaften erkennen durchaus an, daß die durch den Krieg 
angerichteten Verwüstungen in Belgien und Nordfrankreich wiedergutgemacht werden 
müssen, und Deutschland hat längst seine Bereitwilligkeit erklärt, nach besten Kräften daran 
mitzuwirken. Das deutsche Volk hat nicht die Absicht, sich diesen Verpflichtungen zu 
entziehen. 

Aber diese Friedensbedingungen der Entente stellen einen imperialistischen Gewaltfrieden 
schlimmster Art dar. An Stelle des versprochenen Rechtsfriedens, der die Versöhnung der 
Völker und das Ende aller blutigen Kriege bringen sollte, wird hier ein Volk von 70 Millionen 
zu Heloten und Sklaven des alliierten und assoziierten Kapitals der Weststaaten gemacht. 

Deutschland soll seiner besten Wirtschaftsgebiete  beraubt werden. Franzosen, Belgier und 
Polen wollen wichtige Teile unserer landwirtschaftlichen and industriellen Produktion an sich 
reißen.  Ein Viertel unseres Ernährungslandes das ohnehin für unsere Volksernährung bei 
weitem nicht ausreicht, 35 Proz. unserer Kohlengebiete  und mehrere der wichtigsten Erzlager 
werden gewaltsam von Deutschland abgetrennt. Die deutschen Kolonien werden annektiert. 
Unsere Handelsflotte, die vor dem Kriege die zweite der Welt war, wird an die 10. Stelle 
herabgedrückt, sobald der durch den  Gewaltfriedensvertrag begründete Raub der deutschen 
Handelsschiffe erfolgt sein wird. 

Die finanziellen Verpflichtungen, die uns in der Form unermeßlicher und noch nicht  
endgültig festgesetzter  Kriegsentschädigungen auferlegt  werden  sollen, machen auf 
wenigstens 50 Jahre das deutsche Volk, insbesondere seine Arbeiter, zu Lohnsklaven der 
Kapitalisten der Weststaaten.  Für die nächsten fünf Jahre allein sollen wir neben den von der 
Entente selbstherrlich festzusetzenden Milliarden an Barzahlungen jährlich etwa 40  
Millionen Tonnen Kohle an  Frankreich, Belgien und Italien liefern, während unsere 
Kohlenausfuhr  überhaupt  vor dem Kriege nach Abrechnung von 10,38 Millionen Tonnen 
Einfuhr nur etwa 20 Millionen Tonnen betrug. Dadurch sowie durch die sonstigen geradezu 
unerhörten wirtschaftlichen Fesseln wird unsere ganze Industrie lahmgelegt,  und die 
deutschen Arbeiter werden zu Arbeitslosigkeit, Not, Elend und  Auswanderung verurteilt. 

Das ist der „Frieden“,  den die Staatsmänner der feindlichen Mächte dem deutschen Volke 
auferlegen wollen, nachdem es im Vertrauen auf den versprochenen und von allen 
Kriegführenden angenommenen  Rechtsfrieden  des  Präsidenten Wilson die Waffen 
niedergelegt hatte und in der Revolution unter Führung der deutschen Sozialdemokratie an die 
Verwirklichung des Sozialismus heranzugehen entschlossen war. Dieser „Frieden“ ist nicht 
nur eine mit anderen Mitteln bewerkstelligte Fortsetzung des Krieges gegen das deutsche  
Volk, sondern er bedeutet zugleich ein Attentat des vereinigten Kapitals gegen den 
Sozialismus. 

Davon zeugt auch das Kapitel des Vertragsentwurfs über das internationale Arbeitsrecht. 
Nicht eine  der von den Gewerkschaften  aller Länder in Leeds 1916, Bern 1917 und 1919 
erhobenen Forderungen zum Schutze der Arbeiter aller Länder gegen die kapitalistische 
Ausbeutung wird verwirklicht.  Lediglich eine neue Organisation der früheren 



Arbeiterschutzkonferenzen soll durchgeführt werden, aber in einer Form, die alle 
Entscheidung in die Hände der Bürokraten und Unternehmer legt und dann noch den 
einzelnen Staaten das Recht gibt, einen mit zwei Dritteln gefaßten  Mehrheitsbeschluß 
abzulehnen. Da der neue  Völkerbund zunächst weder Rußland noch Deutschland oder die im 
Kriege neutralen Staaten einschließt, werden die Arbeiterrechte von dem internationalen 
Großkapitalismus und den kulturell und industriell rückständigen Staaten der Welt bestimmt 
werden. Das ist nichts als eine Verhöhnung der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter aller 
Länder und ein  Trutzbündnis des Kapitals  gegen  den internationalen Arbeiterschutz. 

So präsentiert sich dieser „Friedensvertrag“  der  Ententestaatsmänner als ein Schlag gegen 
das Proletariat der Welt. Wie vor über  100 Jahren die feudale Reaktion Europas sich gegen 
die Republik der großen  französischen Revolution zur Rettung der Monarchien vereinigte, so 
erleben wir jetzt unter Führung der Westmächte eine Verschwörung des internationalen 
Kapitalismus gegen den Sozialismus und die soziale Revolution des Proletariats. 

Gegen diese Vergewaltigung erheben die Gewerkschaften Deutschlands Protest.  Sie 
dürfen für sich in Anspruch nehmen, in der Bekundung der internationalen Solidarität der 
Arbeiterklasse nie zurückgestanden zu haben, und sie glauben daher an die Arbeiter aller 
Länder appellieren zu  dürfen,  sich diesem Protest gegen die Vergewaltigung durch das 
internationale Kapital anzuschließen. 
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